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c) Darbietungen mit besonders aufwendigen Requi­
siten ausgestattet sind, insbesondere wenn diese 
Novitäten einzelner Fachgebiete darstellen.

(2) Die Kommission für das Veranstaltungswesen 
beim Ministerium für Kultur kann die Zuschläge nach 
Abs. 1 auf Antrag von Künstlern, der bezirklichen 
Kommission für das Veranstaltungswesen, der VEB 
Konzert- und Gastspieldirektionen, der Direktionen des 
VEB Zentral-Zirkus oder des Friedrichstadt-Palastes 
gewähren.

§5

Bei Veranstaltungen mit einer Platzkapazität für 
3000 und mehr Besucher (einschließlich des Friedrich­
stadt-Palastes) kann ein Zuschlag bis zu 30 % der nach 
der betreffenden Leistungsgruppe vereinbarten Gage 
gezahlt werden, wenn für die Darbietung am gleichen 
Tage und gleichen Spielort höchstens 2 Engagements 
vertraglich gebunden sind.

§ 6

(1) Sind Leistungsveränderungen eingetreten, so kann 
die Leistungsgruppe auf Antrag geändert werden.

(2) Einen Antrag nach Abs. 1 können die Künstler, 
die VEB Konzert- und Gastspieldirektionen, der VEB 
Zentral-Zirkus und die Mitglieder der Kommissionen 
für das Veranstaltungswesen bei den Räten der Bezirke 
oder beim Ministerium für Kultur an die für den 
Künstler zuständige Bezirkskommission für das Ver­
anstaltungswesen jeweils bis zum 31. März oder
31. Oktober eines Kalenderjahres stellen.

(3) Von der Bezirkskommission ist der Antrag mit 
ausführlicher Stellungnahme bis zum 15. April bzw.
15. November des Kalenderjahres dem Sekretariat der 
Kommission für das Veranstaltungswesen beim Mini­
sterium für Kultur zuzuleiten, das ihn der Kommission 
zur Entscheidung übergibt.

§7

(1) Inhaber von befristeten Auftrittserlaubnissen nach 
§ 5 der Anordnung vom 23 Dezember 1964 können bis 
zum Erhalt eines Berufsausweises, unabhängig voti 
der Art ihrer Tätigkeit, als Solisten eine Vergütung 
von 50 MDN und in einer Gruppendarbietung eine Ver­
gütung von 40 MDN je Person erhalten.

(2) Künstlern, denen eine Sondererlaubnis nach §7 
Abs. 3 der Anordnung vom 23. Dezember 1964 (für 
Schallplatten- und Bandproduktion) ausgestellt ist. 
kann eine Gage bis zur Grundgage der Leistungs­
gruppe II! für Auftritte in öffentlichen Veranstaltungen 
gezahlt werden, sofern gleichzeitig die öffentliche Auf­
trittsberechtigung erteilt worden ist.

§ 8

Für Künstler, die im Besitz eines Berufsausweises 
sind und sich eine neue Darbietung erarbeiten oder 
einen Partnerwechsel vornehmen, kann auf ihren An­
trag von der Kommission für das Veranstaltungswesen 
beim Ministerium für Kultur eine Ausnahmerp"°!''r,g 
getroffen werden.

§9
(1) Sind in Verträgen, die bis zum 31. Juli 1966 ab­

geschlossen werden, Gagen festgelegt, die über die 
Sätze der Gagenordnung des Ministeriums für Kultur 
hinausgehen, so bleiben sie unverändert. Zu ihrer An­
erkennung sind diese Verträge bis zum 30. September 
1966 vom Künstler dem Sekretariat der Kommission für 
das Veranstaltungswesen beim Ministerium für Kultur 
zu melden und dort zu registrieren.

(2) Liegt die vereinbarte Gage eines im Zeitraum des 
Abs. 1 abgeschlossenen Vertrages unter den Mindest­
sätzen der entsprechenden Leistungsgruppt der Gagen­
ordnung, so kann über die Gage zwischen den Ver­
tragspartnern neu verhandelt werden. Ausgenommen 
sind davon Verträge mit Einsatzbedingungen nach § 2 
Absätzen 1 und 2.

(3) Nach dem 31. Juli 1966 können Verträge mit einer 
Gültigkeit ab 1. Dezember 1966 nur nach der Gagen­
ordnung des Ministeriums für Kultur abgeschlossen 
werden. Verträge, die bis zum 30. November 1966 er­
füllt werden, können nach den bisherigen Tagesmaxi­
malgagen oder nach der Gagenordnung des Ministe­
riums für Kultur vereinbart werden.

§ 10

Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

Berlin, den 23. Juni 1966

Der Minister für Kultur
G y s i

Arbeitsschutz- und Brandschutzanordnung 6 1*.
— Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie 

Brandschutz bei Heimarbeit —

Vom 1. Juli 1966

Auf Grund des § 88 Abs. 3 des Gesetzbuches der 
Arbeit der Deutschen Demokratischen Republik vom 
12. April 1961 (GBl. I S. 27) und des §12 des Brand­
schutzgesetzes vom 18. Januar 1956 (GBl. I S. 110) wird 
im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen 
zentralen staatlichen Organe sowie den Zentralvor­
ständen der zuständigen Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften folgendes angeordnet:

§ 1

(1) Zur Sicherung des Gesundheits- und Arbeits­
schutzes sowie des Brandschutzes sind die Betriebslei­
ter verpflichtet, bei der Ausgabe von Heimarbeit die 
Heimarbeiter über die für die jeweilige'Tätigkeit gel­
tenden gesetzlichen Bestimmungen des Gesundheits- 
L nd Arbeitsschutzes sowie des Brandschutzes praxis­
verbunden zu belehren. Die Arbeitsschutz- und Brand­
schutzanordnungen sind durch betriebliche Anweisungen 
zu ergänzen, wenn es die Eigenart der auszuführenden

• Arbeits-cluitz- und Brandschutzanordnung 6 vom 13. Juli 
1961 (GBl. II Nr. 46 S. 310)


